Antrag auf Stundung










  Unvollständig ausgefüllte Anträge können zur Ablehnung Ihres Antrages führen.

1. Angaben zur Person:

Name, Vorname:
   ……………………………………………………………………………

(Antragsteller)
Geburtsdatum:
   ………………………  Familienstand: …………………………………
ausgeübter Beruf:
   ……………………………………………………………………………

Name, Vorname:
   ……………………………………………………………………………

(Ehegatte, Lebenspartner) 
Geburtsdatum:
   ………………………
ausgeübter Beruf:
   ……………………………………………………………………………

Straße, Haus - Nr.:
   …………………………………………………………………………...
PLZ, Wohnort:
   ……………………………………………………………………………

Telefon (tagsüber):
   ……………………………………………………………………………

E – Mail:
   ……………………………………………………………………………

	                                         E – Mails werden täglich abgerufen:     
	(□
	Ja
	□
	Nein


Die Stundung einer öffentlich- oder privatrechtlichen Forderung ist nur zulässig, wenn die Einziehung der Forderung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und die Forderung durch die Stundung nicht gefährdet ist.

Bitte erläutern Sie uns ausführlich, worin Sie die mit der Einziehung der Forderung verbundene erhebliche Härte sehen: 

2. offene Forderungen
Für folgende Forderung(en) möchte ich eine Stundung beantragen (Art und Höhe):

	Forderung
	Fällig am
	Betrag

	………………………………………………………………
	………………
	…………………€

	………………………………………………………………
	………………
	…………………€

	………………………………………………………………
	………………
	…………………€

	………………………………………………………………
	………………
	…………………€


3. Zahlweise

a) Ich/Wir werde(n) die Forderung(en) in Höhe von …………………… € in einer Summe bis zum …………………… zurückzahlen.

b) Ich/Wir beantrage(n) für die Forderung(en) in Höhe von …………………… € eine 
Ratenzahlung und werde(n) die monatlichen Raten von ………………… €, beginnend mit dem …………………… tilgen.

( 
Die zur Überweisung notwendigen Bankdaten werden Ihnen nach Entscheidung über Ihren Antrag mitgeteilt.
4. Monatliche Einnahmen und Ausgaben

Einnahmen
	
	in €
	Bemerkungen

	Nettolohn (Antragsteller)
	
	

	Nettolohn (Ehegatte, Lebenspartner)
	
	

	Renten
	
	

	Miet-/Pachteinnahmen
	
	

	Zinseinnahmen, Dividenden
	
	

	Arbeitslosengeld
	
	

	Sozialhilfe
	
	

	Erziehungsgeld
	
	

	Unterhaltszahlungen
	
	

	Wohngeld
	
	

	BaföG
	
	

	Honorare
	
	

	Kindergeld
	
	

	bei Bedarf weiter ergänzen
	
	

	
	
	

	
	
	

	Zwischensumme
	
	


Ausgaben

	
	in €
	Bemerkungen

	Miete, Hauskosten
	
	

	Heizung
	
	

	Strom/Gas
	
	

	Wasser
	
	

	Kraftfahrzeugkosten
	
	

	Versicherungen
	
	

	Bausparkasse
	
	

	Sparverträge
	
	

	Altersvorsorge
	
	

	Beiträge
	
	


	
	in €
	Bemerkungen

	bei Bedarf weiter ergänzen
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	Zwischensumme
	
	


   Belege beifügen (z. B. Kontoauszüge der letzten 3 Monate)!
5. Vermögen (ohne Grundbesitz):
	Art
	Wert in €
	Bemerkungen

	Bargeld
	
	

	Sparguthaben/Festgelder
	
	

	sonst. Bankguthaben
	
	

	Wertpapiere/Beteiligungen
(Angabe der WKN oder Namen erforderlich)
	
	

	Bausparguthaben
	
	

	Wertgegenstände (bspw. Schmuck, Gemälde, Edelmetalle)
	
	

	Versicherungen (bspw. Rückkaufwert einer Lebensversicherung)
	
	

	bei Bedarf weiter ergänzen
	
	

	
	
	


   Belege beifügen (z. B. Kontoauszüge der letzten 3 Monate)!
6. Kreditverpflichtungen/ laufende Ratenzahlungen: 
	Gesamtbetrag

in €
	Vertrag/ 
Ratenvereinbarung vom:
	letzte Zahlung am:
	mtl. Rate (Zins- und Tilgung) in €
	Verwendung des 
Darlehens für:

	
	
	
	
	


	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	


   Belege beifügen (z. B. Kontoauszüge der letzten 3 Monate)!

7. Verbraucher-/Privatinsolvenz: 

Wurde ein Insolvenzverfahren eröffnet?
⁭□
nein
□   ja, und zwar am:
…………………………………………………...

 
    bei: 

…………………………………………………...

Wurde oder wird ein Antrag auf Verbraucher-/Privatinsolvenz gestellt?

⁭□
nein
□    ja, und zwar am:
…………………………………………………...

 
    bei: 

…………………………………………………...

Hinweis:

Im beidseitigen Interesse wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass strafrechtlich verfolgt werden kann, wer sich ungerechtfertigt eine Stundung verschafft, in dem er Zahlungsunfähigkeit und mangelnde Kreditaufnahmemöglichkeit vortäuscht. Alle Felder dieses Formulars sind vollständig auszufüllen. Sollte ein Feld nicht zutreffen, vermerken Sie dies mit einem Strich. 

Erklärung

Ich/wir erkläre(n) ausdrücklich, dass die vorstehenden Angaben der Wahrheit entsprechen, ich/wir Änderungen in den o. g. Verhältnissen dem Landratsamt Greiz umgehend mitteilen werde(n), ich/wir mir/uns bewusst bin/sind, dass unrichtige Angaben zur rückwirkenden Aufhebung der Stundung führen können.

Ich/wir habe(n) die angehangenen Informationen zum Datenschutz gelesen und zur Kenntnis genommen.

……………………………………………

…………………………………………………
Ort, Datum





Unterschrift Antragsteller








…………………………………………………
Unterschrift Ehegatte/Lebenspartner
Als Unterlagen füge(n) ich/ wir bei:

□  Verdienstbescheinigung (beider Ehepartner)
⁭□ aktueller Nachweis über den Bezug von Arbeitslosengeld I und/ oder Arbeitslosengeld II, vollständiger Bescheid, d. h. incl. Berechnungsbogen 

⁭□ Nachweis über den Bezug von Unterhaltsleistungen mit Angaben über deren Art und Höhe sowie über die unterhaltsberechtigten Personen
⁭□ Nachweis über den Bezug von Leistungen der Sozialhilfe mit Angaben über Art und Höhe der Leistungen

⁭□ Nachweis über den Erhalt einer Rente, Kranken- oder Verletztengeld

□ aktuelle Kontoauszüge (mind. der letzten drei Monate für alle Konten ohne Schwärzung!)

⁭□ Mietvertrag*

⁭□ Wohngeldbescheid (ggf. Ablehnungsbescheid) 

⁭□ Ausbildungsvertrag*

⁭□ Bescheid über Festsetzung der Einkommensteuer 

⁭□ Darlehens-/Kreditvertrag*

⁭□ ………………………………………………… 

⁭□ ………………………………………………… 

⁭□ ………………………………………………… 

*  Bitte beachten Sie, dass alle Dokumente vollständig vorzulegen sind. Insbesondere bei Verträgen müssen die Unterschriften erkennbar sein.

	Informationen nach Art. 13 DS-GVO


1. Verantwortlicher (Art. 13 Abs. 1 lit a DS-GVO): 

Landratsamt Greiz

Der Landrat 

Dr.-Rathenau-Platz 11

07973 Greiz

2. Kontaktdaten des/der Datenschutzbeauftragten (Art. 13 Abs. 1 lit. b DS-GVO):

Landratsamt Greiz

Dr.-Rathenau-Platz 11

07973 Greiz

Tel.: 03661 876-0

E-Mail: datenschutz@landkreis-greiz.de

3. Zwecke der Datenverarbeitung (Art. 13 Abs. 1 lit. c HS 1 DS-GVO):

Die Daten werden zum Zwecke der Prüfung der Voraussetzungen zur Genehmigung des Antrags auf Stundung erhoben.

4. Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung (Art. 13 Abs. 1 lit. c HS 2 DS-GVO):
Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) i. V. m. § 32 Abs. 1 ThürGemHV i. V. m. § 222 AO.

5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern (Art. 13 Abs. 1 lit. e DS-GVO): 

Ihre personenbezogenen Daten werden an den zuständigen Sachbearbeiter der Kämmerei sowie an den für die Entscheidung über den Stundungsantrag Verantwortlichen weitergegeben.

6. Übermittlung an ein Drittland oder eine internationale Organisation (Art. 13 Abs. 1 lit. f DS-GVO):
Ihre personenbezogenen Daten werden nicht an ein Drittland oder eine internationale Organisation weitergeleitet.

7. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die Festlegung der Dauer (Art. 13 Abs. 2 lit a DS-GVO): 
Unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen und der hieraus abgeleiteten Festlegung zu Aufbewahrungsfristen innerhalb der Kämmerei erfolgt die Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten für die Dauer von mindestens 10 Jahren.

8. Rechte der Betroffenen im Rahmen der Verarbeitung (Art. 13 Abs. 2 lit. b DS-GVO):
Die nachfolgenden Rechte bestehen nur nach den jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen und können auch durch spezielle Regelungen eingeschränkt oder ausgeschlossen sein. 

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf die in Art. 15 DS-GVO im einzelnen aufgeführten Informationen.

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten und ggf. die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten zu verlangen (Art. 16 DS-GVO).

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der in Art. 17 DS-GVO im einzelnen aufgeführten Gründe zutrifft, z. B. wenn die Daten für die verfolgten Zwecke nicht mehr benötigt werden (Recht auf Löschung).

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der in Art. 18 DS-GVO aufgeführten Voraussetzungen gegeben ist, z. B. wenn die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt hat, für die Dauer der Prüfung durch den Verantwortlichen.

Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten Widerspruch einzulegen. Der Verantwortliche verarbeitet die personenbezogenen Daten dann grundsätzlich nicht mehr (Art. 21 DS-GVO).

Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesebaren Format zu erhalten und diese Daten einem anderen Verantwortlichen zu übermitteln, (Art. 20 DS-GVO).

9. Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 13 Abs. 2 lit. d DS-GVO):
Im Rahmen der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten haben Sie das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde nach Art. 77 Abs. 1 DS-GVO. Dies ist in Thüringen der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Häßlerstraße 8, 99096 Erfurt (www.tlfdi.de).

10. Gesetzliche oder vertragliche Pflicht zur Bereitstellung der Daten (Art. 13 Abs. 2 lit e DS-GVO):
Die Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten ist im Rahmen Ihrer Mitwirkungspflicht im Verwaltungsverfahren zur Genehmigung Ihres Antrages gesetzlich vorgeschrieben (vgl. z. B. § 26 Abs. 2 S. 1 ThürVwVfG). Sollten Sie die Daten nicht bereitstellen, kann über Ihren Antrag nicht entschieden werden, in der Folge müsste er abgelehnt werden.

11. Automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Art. 22 Abs.1, 4 DS-GVO (Art. 13 Abs. 2 lit. f DS-GVO):
Profiling findet nicht statt.

12. Weiterverarbeitung für einen anderen Zweck (Art. 13 Abs. 3 DS-GVO):
Ihre personenbezogenen Daten werden für keinen anderen Zweck weiterverarbeitet als den, für den die Daten erhoben werden.

Landratsamt Greiz / Kämmerei

PSN……………….
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